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Rechtsstaat schützen –  
Bürgerrechte verteidigen – 
Sicherheit gewährleisten
Unsere Leitlinie:  
Freiheit schützen
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Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN im Sächsischen Landtag 
setzt sich für einen freiheitlichen 
Rechtsstaat ein, der die Grundrech-
te schützt, ein sicheres Leben für 
alle ermöglicht und dabei so wenig 
wie möglich in die Privatsphäre der 
Menschen eingreift.
Nach den Terroranschlägen der 
jüngeren Vergangenheit werden in 
Deutschland die Sicherheitsgesetze 
verschärft und der Polizei immer 
mehr Befugnisse zum Eingriff in die 
Grundrechte der Bürgerinnen und 
Bürger gegeben.
In der Debatte über die Ver-
schärfung der Polizeigesetze be-
zieht die GRÜNE-Fraktion klar 
Position: Unsere Antwort auf 
Terrorismus darf nicht die Aus-
höhlung des freiheitlichen Rechts-
staates sein. Das Ziel von Terror ist 
nicht nur das Töten von Menschen, 
sondern auch der Kampf gegen 
unsere freie Gesellschaft. Diesen 
Erfolg dürfen wir dem Terrorismus 
nicht dadurch ermöglichen, dass 
wir durch immer tiefere Einschnit-
te in persönliche Freiheitsrechte 
für vermeintlich mehr Sicherheit 
rechtsstaatliche Prinzipien über 
Bord werfen.
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In Sachsen planen CDU und 
SPD eine massive Verschärfung 
der Sicherheitsgesetze. Auch den 
sächsischen Behörden sollen tief-
greifende Befugnisse eingeräumt 
werden, die mitunter weiter gehen, 
als die auf Bundesebene bereits zu 
Teilen beschlossenen. Dem tritt die 
GRÜNE-Landtagsfraktion entgegen. 
Das Eindringen in die Privat-
sphäre der Bürgerinnen und Bürger 
durch den Zugang zu Computern 
und Handys und die Installation von 
Ausspähsoftware oder den flächen-
deckenden Einsatz von Videokame-
ras lehnen wir entschieden ab. 
Statt einer Politik des gefährli-
chen, symbolgesteuerten und un-
wirksamen Aktionismus, setzt die 
GRÜNE-Fraktion auf eine Stärkung 
der personellen Ausstattung und 
Ausbildung der Polizei, wirksame 
Präventionsstrategien und ein Durch-
brechen der Verschärfungsspirale in 
der Sicherheitsgesetzgebung.
Unsere stärkste Waffe im Kampf 
für die Freiheit ist das Eintreten für 
die Freiheit.
„Wenn sich in diesen Zeiten  
17 Innenminister, allesamt von CDU  
und SPD, treffen, kann das nur in einer 
Verschwörung gegen die Freiheit enden.“
Valentin Lippmann  
(Rede im Sächsischen Landtag am 21. Juni 2017)
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Das plant der sächsische Innenminister:
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Ausweitung der Videoüberwachung, Erfassung von 
Kennzeichen, Einführung intelligenter Videoüberwa-
chung, Einführung sog. Bodycams für Polizeibedienstete
Einführung der präventiven Telekommunikationsüber-
wachung und der Überwachung verschlüsselter Kommu-
nikation durch Staatstrojaner und Online-Durchsuchung
Ausweitung des Zugriffs auf Daten der  
Nutzerinnen und Nutzer von Diensteanbietern  
für Telemedien und Telekommunikation
Einführung technischer Mittel zur  
Lokalisierung von Handys und Unterbrechung  
der Kommunikation
Einführung der Fußfessel  
für sog. Gefährder  
(das können auch Nicht-Islamisten sein)




Bessere personelle  
Ausstattung der  
Polizei und des Daten-
schutzbeauftragten
Die CDU-geführte Staatsregierung 
hat in den vergangenen Jahren 
rund 1.200 Stellen bei der Polizei 
gestrichen. Insbesondere auf dem 
Land wurde die Anzahl der Polizei-
reviere stark reduziert. In kleineren 
Orten sind Polizeistandorte, wenn 
sie nicht geschlossen wurden, nur 
noch stundenweise besetzt. Das hat 
enorme Auswirkungen auf die Si-
cherheit im Freistaat: Durchschnitt-
lich 20 Minuten benötigt die Polizei, 
um nach einem Notruf vor Ort zu 
sein. Wie sehr die Polizei an den 
Rand ihrer Leistungsfähigkeit ge-
GRÜNE Forderungen für eine 
bürgerrechtsorientierte 
Sicherheitspolitik
Noch nie lebten Menschen in der Bundesrepublik und in Sachsen so sicher 
wie heute. Aber noch nie war die Verunsicherung so groß und der islamis-
tische Terrorismus so nah. Wir müssen dem Impuls widerstehen, darauf mit 
einer Einschränkung unserer Freiheit zu regieren. In Zeiten einer Politik der 
zunehmenden Überwachung für ein vermeintliches Mehr an Sicherheit 
streiten wir GRÜNEN für den Schutz und die Bewahrung der Freiheit. Wir 
fordern deshalb:
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spart wurde, hat sich auch bei den 
rassistischen Eskalationen in Heide-
nau, Clausnitz und Bautzen gezeigt. 
Diese konnten nicht rechtzeitig un-
terbunden werden, weil die Polizei 
zu spät und mit zu wenigen Kräften 
vor Ort sein konnte. Die zu geringe 
Kräftezahl bringt dabei auch immer 
wieder die Polizeibediensteten in 
Gefahr. 
Gute Polizeiarbeit und damit 
auch die Sicherheit der Bürgerinnen 
und Bürger kann nur durch eine 
personell gut ausgestattete Polizei 
gewährleistet werden, die tatsäch-
lich in der Lage ist, Gefahren zu 
unterbinden. Und die für die Men-
schen im Freistaat sichtbar und an-
sprechbar ist. Die GRÜNE-Fraktion 
fordert daher, die Zahl der auszubil-
denden Polizistinnen und Polizisten 
auf 800 pro Jahr zu erhöhen. So soll 
die Gesamtzahl der Polizeibediens-
teten schnellstmöglich um 1.000 
Stellen steigen. 
Um die aktuellen Herausfor-
derungen bewältigen zu können, 
ist eine hochwertige Ausbildung 
ebenso notwendig, wie eine zeit-
gemäße technische Ausstattung. 
Wir fordern eine stärkere Speziali-
sierung bei der polizeilichen Aus-
bildung und eine Verbesserung der 
interkulturellen Kompetenz der Be-
diensteten.
Vor allem bei der heimlichen 
Überwachung durch die Sicher-
heitsbehörden, wie etwa dem Ab-
hören von Telefonaten, bedarf es 
zum Schutz der Rechte der Betrof-
fenen häufigerer Kontrollen durch 
den unabhängigen Datenschutz-
beauftragten. Damit er dieser Auf-
gabe wirksam nachkommen kann, 








Nach den jüngsten Anschlägen in 
Europa muss man feststellen, dass 
weder die Vorratsdatenspeiche-
rung noch mehr Videoüberwa-
chung Terroranschläge verhindern 
können. Auch umfassendste Da-
tensammlungen über eine Vielzahl 
von Bürgerinnen und Bürgern ha-
ben sich als weitgehend nutzlos 
erwiesen.
Da aber nach jeder schreckli-
chen Tat reflexhaft Gesetze ver-
schärft und die Freiheit der Bürge-
rinnen und Bürger eingeschränkt 
werden, ohne je zu überprüfen, 
ob die Gesetzesverschärfung wirk-
sam oder notwendig war, entsteht 
seit Jahren eine Spirale der Grund-
rechtseinschränkung. Diese wird in 
der Regel nur durch Entscheidun-
gen der Verfassungsgerichte durch-
brochen.
Die GRÜNE-Fraktion fordert 
deshalb eine Evaluation der säch-
sischen Sicherheitsgesetze. Die 
durch die Rechtsprechung ent-
wickelten Kriterien für präventiv- 
polizeiliche Befugnisse müssen sich 
endlich auch in der Gesetzgebung 
niederschlagen. Regelungen müs-
sen klar und verständlich sein, die 
Privatsphäre schützen und die Ver-
hältnismäßigkeit staatlichen Han-
dels zur obersten Maxime erheben. 
Vorschriften, bei denen der Eingriff 
in die Bürgerrechte in keinem Ver-
hältnis zum vermeintlichen Nutzen 
stehen und deren Wirksamkeit 
nicht erkennbar ist, müssen gestri-
chen werden.
Gesetzesgrundlagen für schwe-
re Grundrechtseingriffe brauchen 
ein Verfallsdatum. Nur so kann 
verhindert werden, dass der Status 
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quo bei Eingriffen in unsere Privat-
sphäre einfach stillschweigend bei-
behalten wird.
Es ist ein Irrglaube, dass immer 
größere Datensammlungen vor Kri-
minalität schützen. Bei der sprich-
wörtlichen Suche nach der Nadel 
im Heuhaufen bringt es wenig, mit 
immer mehr Daten den Heuhaufen 
so zu vergrößern, dass Zusammen-
hänge nicht mehr erkennbar sind. 
Bereits bestehende Datensamm-
lungen der Sicherheitsbehörden 
müssen dringend überprüft und 
rechtswidrig gespeicherte Daten 
gelöscht werden. Die GRÜNE- 
Fraktion fordert dazu die Errichtung 
einer Task Force, die diese Prüfung 
zusammen mit dem Datenschutz-
beauftragten vornimmt.
„Werte Kolleginnen und Kollegen, eine der Säulen  
des liberalen Rechtsstaates ist das gesunde Misstrauen in 
staatliches Handeln, gerade in einem sensiblen Bereich 
wie der Sicherheitsgesetzgebung. Schon alleine deshalb 
braucht es hier eine stetige Evaluation und stetige Über-
prüfung des gesetzgeberischen Handelns.“
Valentin Lippmann  




Befugnisse zur besseren 
Kommunikation zwischen 
den Sicherheitsbehörden 
der Länder und des Bundes
Der Austausch von Informationen 
zwischen den verschiedenen Be-
hörden des Bundes und der Länder 
über Gefährder und sicherheitsrele-
vante Fragen ist bereits heute ohne 
erkennbare Regelungslücken in 
den Sicherheitsgesetzen vorgese-
hen und gängige Praxis.
wie der Fall des Attentäters vom 
Berliner Breitscheidplatz gezeigt 
hat. Derartiges darf sich nicht wie-
derholen.
Bei konsequenter Anwendung 
der bestehenden Befugnisse kann 
eine gute Zusammenarbeit der Si-
cherheitsbehörden bereits jetzt ge-
währleistet werden. Dafür braucht 
es aber klare Zuständigkeiten: An-
statt Verantwortung zwischen den 
zuständigen Stellen hin und her 
zu schieben, muss zwischen den 
Sicherheitsbehörden endlich eine 
wirkliche Kultur der Verantwortlich-
keit etabliert 
werden.
Allerdings wurden – teilweise 
bewusst – Informationen und Er-
kenntnisse über potenzielle Ter-
roristen nicht unter den Behörden 
ausgetauscht oder zurückgehalten, 
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Polizeiliche Übungen für Terror- 
lagen sowie Einsatz- und Schutz-
konzepte für Veranstaltungen 
und Menschenansammlungen
Die gescheiterte Festnahme des 
Terrorverdächtigen Al Bakr am 8. 
Oktober 2016 in Chemnitz hat deut-
lich gemacht, dass die sächsische 
Polizei vollkommen unzureichend 
auf Terrorlagen eingestellt ist. An-
dernfalls hätte ein potenzieller 
Selbstmordattentäter kaum vor den 
Augen der Polizei fliehen können. 
Dies hat eine Expertenkommission 
in ihrem Bericht umfassend darge-
stellt. 
Die GRÜNE-Fraktion for-
dert eine Vorbereitung der 
Polizei auf derartige Situa- 
tionen durch regelmäßige 
Übungen. Diese sollten auch 
zum Zwecke des Erfahrungsaustau-
sches gemeinsam mit anderen Bun-
desländern durchgeführt werden.
Die GRÜNE-Fraktion fordert 
desweiteren die Erarbeitung und 
Erprobung präventiver Einsatz- 
und Schutzkonzepte für Veranstal-
tungen und Menschenansamm-
lungen. Große Ballungsräume 
benötigen außerdem integrierte 
Sicherheitskonzepte, die die Viel-
zahl an Beteiligten bei der Bewäl-







schutz in seiner jetzigen 
Form auflösen
Für die GRÜNE-Landtagsfraktion ist 
klar: Es braucht gerade jetzt eine 
Zäsur und einen Neustart beim 
Verfassungsschutz. In seiner jet-
zigen Form ist dieser unfähig, uns 
wirklich vor Bedrohungen wie dem 
Terrorismus zu schützen. Mangeln-
de Analysefähigkeit, falsche Priori-
tätensetzungen und Verfassungs-
schutzskandale können wir uns 
nicht länger leisten.
Statt sich mit der Ausfor-
schung politischer Meinungs-
kundgabe im Internet zu befas-
sen und Banalitäten in Berichte 
zu tippen, ist eine leistungs-
fähige Behörde zur Gefahren- und 
Spionageabwehr notwendig. Ihre 
Aufgabe muss es sein, gezielt ter-
roristische Bestrebungen zu erken-
nen, zu beobachten und die Poli-
zeibehörden rechtzeitig über ihre 
Erkenntnisse zu informieren, damit 
diese einschreiten können. Eine sol-
che Behörde wäre auch schlanker 
als der jetzige Verfassungsschutz 
organisierbar. Damit würde Perso-
nal für die Unterstützung der Polizei 
frei werden.
„Einem Angestellten, der konse-
quent seine Arbeit verweigert und 
seine Aufgaben nicht erfüllt, stellen 
Sie doch nicht auch noch zur Beloh-
nung einen Assistenten zur Seite.“
Valentin Lippmann (Rede zum Stellenauf-
wuchs beim Verfassungsschutz im Sächsi-




men zur Verhinderung islamisti-
scher Radikalisierung
Eine wesentliche Säule GRÜNER 
Sicherheitspolitik ist eine verstärkte 
und zielgruppenorientierte Präven-
tionsarbeit. Es muss verhindert wer-
den, dass Menschen in antidemo-
kratische oder gewalttätige Milieus 
„abrutschen“ oder dort sozialisiert 
werden. Wenn die Polizei aktiv wer-
den muss, ist es meistens schon zu 
spät.
Die GRÜNE-Fraktion fordert 
vor diesem Hintergrund auch für 
Sachsen die Initiierung eines ziel-
gruppenorientierten Präventions- 
programms zur Verhinderung isla-
mistischer Radikalisierung. Im Ver-
gleich zu anderen Bundesländern 
besteht hier ein erheblicher Nach-
holbedarf.
Das Programm soll sich mit un-
terschiedlichen Projekten sowohl 
an junge Deutsche, als auch an 
Ausländerinnen und Ausländer, Ge-
flüchtete und inhaftierte Menschen 
„Für uns ist klar: Wir brauchen 
Wachsamkeit gegen antidemokrati-
sche und antipluralistische Umtriebe 
in unserer Gesellschaft.“
Valentin Lippmann (Rede im Sächsischen 
Landtag am 11. April 2017)
muslimischen Glaubens richten. In 
anderen Bundesländern und Staa-
ten gibt es bereits eine Reihe sol-
cher Projekte, die auf aufsuchende 





trollen und strengeres 
Waffenrecht
Seit 2014 ist in Sachsen die Zahl 
der Personen mit einer waffen-
rechtlichen Erlaubnis um über 25 
Prozent gestiegen. Bei den Inha-
berinnen und Inhabern „Kleiner 
Waffenscheine“, die zum Führen 
von Schreckschusswaffen berech-
tigen, ist sogar eine Verdoppelung 
zu verzeichnen. Die GRÜNE-Land-
tagsfraktion sieht die zunehmende 
Bewaffnung der Bevölkerung mit 
großer Sorge. Mehr Waffen in unse-
rer Gesellschaft bringen nicht mehr, 
sondern weniger Sicherheit.
Wir fordern daher eine kon-
sequente und regelmäßige Kon-
trolle von Menschen, die Waffen 
besitzen dürfen. Die kommunalen 
Waffenbehörden müssen dafür mit 
ausreichend Personal ausgestattet 
werden, um mindestens aller zwei 
Jahre Kontrollen der Waffenbesit-
zerinnen und -besitzer sowie der 
Aufbewahrung der Waffen durch-
führen zu können. 
Die geplante Änderung des Waf-
fengesetzes sieht eine erneute Waf-
fenamnestie vor, mit der illegale 
Waffen eingezogen werden sollen. 
Dies ist eine langjährige Forderung 
unserer Fraktion. Wir fordern zudem 
den Zugang zum „Kleinen Waffen-
schein“ zu erschweren, da auch Sig-
nal- und Schreckschusswaffen Ver-
letzungen verursachen können.
Personen, die eine Gefahr für 
die Öffentlichkeit darstellen, dürfen 
keine Waffen tragen. Wir fordern 
daher die sofortige Entwaffnung 
der rechten Szene.
 „In einigen Landkreisen Sachsens 
existiert die funktionierende  
Waffenkontrolle quasi nur noch  
auf dem Papier.“
Valentin Lippmann (Rede im Sächsischen 





Auch die Kräfte des Katastrophen-
schutzes müssen sich stärker auf 
mögliche Terroranschläge vor-
bereiten. Dies ist durch gezielte 
Ausbildung von Fachkräften, ins-
besondere zu Organisation und Ein-
satztaktik, gemeinsame Übungen 
und fortlaufende Auswertung der 
Einsätze zu gewährleisten.
Die psychosoziale Notfallver-
sorgung, die die Betreuung von 
Einsatzkräften und Angehörigen 
übernimmt, muss, wie in anderen 
Bundesländern, auch in Sachsen 
durch die Einrichtung einer 
Landeskoordinierungsstelle stär- 
ker gebündelt und mit einheitli-
chen Standards versehen werden. 
Nur so kann eine optimale Betreu-




Schutz von Flüchtlings- 
unterkünften, Menschen  
mit Migrationshinter- 
grund und Minderheiten 
im Freistaat
In Sachsen ist die Gefahr, Opfer 
rassistischer Gewalt zu werden, 
höher als die Gefahr eines Terroran-
schlags. Rechtsmotivierte Gewalt 
bewegt sich nach wie vor auf einem 
sehr hohen Niveau und wird durch 
rassistische Hetze in vielen Teilen 
der Gesellschaft befördert. Auch 
die Angriffe auf Angehörige der 
sorbischen Minderheit sind besorg-
niserregend. 
Für die GRÜNE-Fraktion ist klar: 
Alle Menschen Sachsens müssen in 
Sicherheit vor rassistischer Gewalt 
leben können. Wir fordern deshalb 
ein Gesamtkonzept zur sicheren 
Unterbringung von Asylsuchenden 
und Flüchtlingen im Freistaat Sach-
sen. Gemeinschaftsunterkünfte in 
gefährdeten Lagen sollen rund um 
die Uhr Objektschutz erhalten, um 
die Bewohner und Bewohnerinnen 
zu schützen. Der Strafverfolgungs-
druck bei rassistisch motivierten 
Anschlägen und Gewalttaten muss 
erhöht werden. Jede rassistisch 
motivierte Straftat gehört auch als 
solche in die Polizeiliche Kriminal-
statistik.
„Wir dürfen es nicht zulassen, dass 
Menschen Angst vor Ausübung 
ihrer Religion haben. Wir dürfen 
es nicht zulassen, dass Menschen 
Angst vor politischer Betätigung 
haben, weil sie das Gefühl haben, 
zur Zielscheibe für Gewalttäter 
oder gar Terroristen zu werden.“
Valentin Lippmann (Rede im Sächsischen 
Landtag am 28. September 2016)
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Abkehr von einer massiven Ver-
folgung der Bagatelldelikte 
Für eine zielgerichtete Gefahren-
abwehr bedarf es nicht nur hinrei-
chender Kompetenz bei den Si-
cherheitsbehörden, sondern auch 
genügend zeitliche und organisa-
torische Kapazität. Es ist Aufgabe 
der Polizei und anderer Sicherheits-
behörden, sich auf die Abwehr und 
Aufklärung von Straftaten zu kon-
zentrieren. Durch die teilweise nur 
mit enormen personellen und zeit-
lichem Aufwand zu bewältigende 
Verfolgung von Cannabis-Kon-
sumierenden oder Schwarz-




Die GRÜNE-Fraktion hält 
dies in Anbetracht aktueller 
Bedrohungslagen für eine 
vollkommen falsche Prioritä-
tensetzung und fordert daher, 
dass sich Sachsen im Bundesrat 
für die Entlastung von Polizei und 
Strafverfolgungsbehörden von der 
Verfolgung dieser sogenannten Ba-
gatellkriminalität einsetzt, um mehr 
Kapazitäten für wichtigere Aufga-
ben zu gewinnen.
Gesetzentwurf
• GRÜNER Gesetzentwurf „Gesetz 
über die Ausweis- und Kennzeich-
nungspflicht der Bediensteten der 
Polizei“ (Drs 6/1554)
Anträge
• GRÜNER Antrag „Bürgerrechte wah-
ren und Auskunftspflicht durch-
setzen – nichtindividualisierte 
Funkzellenabfragen in Sachsen ein-
schränken“ (Drs 6/1881)
• GRÜNER Antrag „Asylsuchende und 
Flüchtlinge in Sachsen vor rassis-
tischen Überfällen schützen“ (Drs 
6/2005)
• GRÜNER Antrag „Keine länderüber-
greifende Denkfabrik und Daten-
sammelstelle für Überwachung 
– Pläne für das Gemeinsame Kompe-
tenz- und Dienstleistungszentrum 
auf dem Gebiet der polizeilichen 
Telekommunikationsüberwachung 
der Länder Sachsen, Sachsen-An-
halt, Thüringen, Berlin und Branden-
burg stoppen“ (Drs 6/3649)
• Antrag von GRÜNEN und LINKEN 
„Nach Clausnitz und Bautzen: Be-
dauern reicht nicht, die Staatsre-
gierung muss endlich aufwachen 
– Haltung zeigen, Zivilgesellschaft 
unterstützen, demokratischen 
Rechtsstaat stärken“ (Drs 6/4364)
• GRÜNER Antrag „Mit Konsequenz 
gegen illegalen Waffenbesitz und 
unzuverlässige Waffenbesitzer – we-
niger Waffen für höhere Sicherheit 
im Freistaat Sachsen“ (Drs 6/4827)
• GRÜNER Antrag „Evaluierung der 
sächsischen Polizei- und Sicherheits-




• GRÜNER Antrag „Unabhängige 
Überprüfung der Erhebung, Spei-
cherung und sonstigen Verarbei-
tung personenbezogener Daten 
durch die sächsische Polizei und den 
Verfassungsschutz – Taskforce ein-
richten“ (Drs 6/5672)
• GRÜNER Antrag „Zielgruppenori-
entiertes Präventionsprogramm zur 
Verhinderung islamistischer Radika-
lisierung in Sachsen auflegen“ (Drs 
6/7214)
• GRÜNER Antrag „Gefahr rechtsext-
remistischer Gewalttaten verringern 
– Entwaffnung extremer Rechter in 
Sachsen endlich konsequent voran-
treiben“ (Drs 6/8294)
• GRÜNER Antrag „Ausverkauf der 
Bürgerrechte als Preis für die Sicher-
heit? Transparenz über geplante 
Grundrechtseingriffe herstellen – 
Märchen von der Notwendigkeit der 
Verschärfung von Sicherheitsgeset-
zen beenden“ (Drs 6/ 8620)
• GRÜNER Antrag „Evaluation der Er-
hebung von Telekommunikations-
daten nach § 42 Sächsisches Polizei-
gesetz unverzüglich durchführen“ 
(Drs 6/8619)
• GRÜNER Antrag „Personengebun-
dene Hinweise in polizeilichen Da-
tenbanken einer rechtsstaatlichen 
Kontrolle zugänglich machen – Be-
troffene über die Speicherung ihrer 
Daten proaktiv unterrichten“ (Drs 
6/9524)
• GRÜNER Antrag „Landeszentralstel-
le für psychosoziale Notfallversor-
gung einrichten“ (Drs 6/10478)
Papiere
• „GRÜNE Personaloffensive für die 
sächsische Landesverwaltung“ (Eck-
punktepapier, September 2016)
• „Rechtsstaat schützen – Bürgerrech-
te verteidigen – Sicherheit gewähr-
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